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Am 18. September verabschiedete die 
Bundesregierung neue Leitlinien für 
die deutsche Arktispolitik. Das Doku-
ment ist stark sicherheitspolitisch ge-
prägt. Im Kontext von Ukrainekrieg 
und „Zeitenwende“ möchte Deutsch-
land sich künftig mehr für die „Wah-
rung von Sicherheit und Stabilität“ in 
der Arktis einsetzen und im Nato-Rah-
men auch sein militärisches Engage-
ment in der Region ausbauen. In der 
bisherigen Arktisstrategie von 2019 
spielten militärische und strategische 
Aspekte nur eine untergeordnete Rol-
le, der Fokus lag auf Klimaschutz und 
Forschung. Die neuen Leitlinien hinge-
gen nennen sicherheitspolitische Her-
ausforderungen an erster Stelle, insbe-
sondere im Hinblick auf die arktischen 
Aktivitäten Russlands und Chinas.  
Woraus resultiert diese Neuausrich-
tung – und ist sie gerechtfertigt?

Seit dem Ende des Kalten Krie-
ges gilt die Arktis als einmaliger Frie-
denshort. Dies war jedoch nicht im-
mer so. Im Zweiten Weltkrieg wurde 
die Region zum Kriegsschauplatz. Und 
während des Ost-West-Konflikts war 
die Arktis eine stark bewachte Grenz-
zone zwischen den Supermächten. 
Dies änderte sich erst, als Michail Gor-
batschow 1987 eine neue arktische Si-
cherheitsordnung vorschlug. Moskau 
bot an, die Arktis weitgehend zu ent-
militarisieren. Die Sowjetwirtschaft 
stand kurz vor dem Zusammenbruch. 
Gorbatschow wollte den Rüstungs- 
etat verringern und friedliche Rah-
menbedingungen für die Ausbeutung 
von Rohstoffen in den sowjetischen 
Arktisgebieten schaffen. Nach dem 
Untergang der UdSSR versandeten 

diese Entwicklungspläne jedoch vorü-
bergehend, da der Russischen Födera-
tion der 1990er Jahre sowohl der Wil-
le als auch die Mittel dazu fehlten, den 
dünn besiedelten Norden des Landes 
weiter zu erschließen. 

Katastrophale innere Zustände er- 
zwangen zu diesem Zeitpunkt auch ei-
nen militärischen Rückzug Russlands 
aus der Region. Zugleich traten geo-
politische Rivalitäten in den Hinter-
grund, militärische Entscheidungsträ-
ger im Westen verloren ihr Interesse  
an der Arktis. Dadurch wurden die 
Rahmenbedingungen für eine Neuge-
staltung der arktischen Ordnung ge-
schaffen. Der arktische Sicherheitsbe-
griff wurde umdefiniert. Aspekte wie 
Umwelt- und Klimaschutz, maritime 
Sicherheit und die Rechte indigener 
Völker gewannen an Bedeutung. Die 
Arktisstaaten Norwegen, Dänemark, 
Schweden, Finnland, Island, Kanada, 
Russland und USA institutionalisierten 
zunehmend ihre Zusammenarbeit zu 
diesen Themen. 

Ende 1996 gründeten sie den Ark-
tischen Rat, zu dessen Aufgaben be-
wusst keine militärischen Fragen ge-
hören sollten. Man verließ sich darauf, 
die Stabilität in der Arktis mittels des 
UN-Seerechtsübereinkommens und 
anderer für die Region wichtiger Ver-
einbarungen wahren zu können. In 
dieser kooperativen Atmosphäre ge-
dieh die Theorie des „arktischen Ex-
zeptionalismus“: Der Norden sei eine 
Oase der internationalen Kooperation. 
Er bliebe selbst dann von weltpoliti-
schen Dynamiken abgekoppelt, wenn 
die arktischen Staaten bei anderen 
Themen aneinandergeraten sollten.  

Lukas Benjamin Wahden

Die Arktis: Vom Friedenshort zum  
Kampffeld?
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Dieser Gedanke beflügelte über mehr 
als zwei Jahrzehnte die Kooperation 
in der Arktis. Dabei geriet jedoch aus 
dem Blick, dass die politische Ord-
nung der Region auf einer fragilen si-
cherheitspolitischen Grundlage fußte. 
Die Entmilitarisierung der Arktis in 
den 1990er Jahren war kein diploma-
tischer Zufall, sondern vor allem ein 
Nebenprodukt des militärischen Ab-
stiegs Russlands. Zudem war die Ark-
tis aus wirtschaftlicher Sicht zu dieser 
Zeit kaum von globaler Bedeutung. 
Beide Umstände änderten sich jedoch 
im Laufe der vergangenen anderthalb 
Jahrzehnte.  

Russisch-chinesische Kooperation

Moskau entdeckte zum einen sein stra-
tegisches Interesse an der Arktis wie-
der. Mehr als die Hälfte der arktischen 
Landgebiete und ein Gros der arkti-
schen Küstengewässer gehören zu 
Russland. Die Arktisgebiete sind von 
enormer Bedeutung für die Zukunft 
des russischen Wirtschaftsmodells, 
da Moskau plant, seinen Export fossi-
ler Brennstoffe auf unbestimmte Zeit 
fortzusetzen. 80 Prozent des russischen 
Gases und 17 Prozent des Erdöls wer-
den in der Arktis produziert – mit stei-
gender Tendenz: Etwa 70 Prozent der 
unerschlossenen Öl- und Gasvorkom-
men des Landes befinden sich nördlich 
des Polarkreises. Russland möchte die-
se Rohstoffvorkommen militärisch be-
wachen. 2007 verabschiedete die rus-
sische Regierung ein großes Aufrüs-
tungsprogramm. Die Modernisierung 
der russischen Armee begünstigte vor 
allem auch Streitkräfte in der Arktis. 
Russlands Militär bildete vier neue 
arktische Brigaden und eine Eisbre-
cherflotte, richtete neue Tiefseehäfen 
und Flugplätze ein und erweiterte den 
Einsatzbereich der Nordflotte. Denn 
Moskau sorgt sich über den Rückgang 
des arktischen Meereises, der die 
Nordflanke des Landes öffnen und die 
nuklear bewaffnete U-Boot-Flotte auf 

der Halbinsel Kola für Angriffe ver-
wundbar machen könnte. 

Neben militärischen Problemen und 
massiver Umweltzerstörung schafft 
der Rückgang des arktischen Meerei-
ses zum anderen aber auch wirtschaft-
liche Möglichkeiten. Für Russland ist 
besonders interessant, dass der Kli-
mawandel kommerziell nutzbare Was-
serstraßen entlang arktischer Küsten-
gewässer freilegen wird. Die Nördli-
che Seeroute wird voraussichtlich ab 
dem kommenden Jahrzehnt ganzjäh-
rig nutzbar sein. Bereits jetzt wird die 
Route ausgiebig befahren, um Erd-
öl und Flüssiggas aus der russischen 
Arktis abzutransportieren. Moskau in-
vestiert Milliarden in den Ausbau von 
Häfen und anderer Infrastruktur. Die 
Aussicht, Schiffe über die Nördliche 
Seeroute zwischen Atlantik und Pazi-
fik passieren zu lassen, ist aber auch 
für viele Drittländer attraktiv. Neben 
Indien, Südkorea oder Japan interes-
siert sich insbesondere China für Zeit- 
einsparungen auf maritimen Trans-
portrouten. Peking sieht zudem einen 
klaren taktischen Vorteil darin, die von 
den USA kontrollierten strategischen 
Meerengen in Asien und Afrika über 
die Arktisroute umschiffen zu können. 

Darüber hinaus verfolgt China seit 
einigen Jahren auch eine eigene, am-
bitionierte Arktisstrategie. Das Land 
forscht in der Region zum Klimawan-
del und den Meeresspiegeln, möchte 
arktische Ressourcen nutzen und als 
angehende Supermacht Einfluss auf 
internationale Regelwerke nehmen. 
Nach langen Debatten wurde China 
2013 als Beobachterstaat in den Ark-
tischen Rat aufgenommen. Daraufhin 
baute das Land seine Eisbrecherflotte 
aus und machte wirtschaftliche Ange-
bote an europäische Arktisländer. Vor 
allem kooperiert China in der Arktis 
aber mit Russland. Nach der Annexi-
on der Krim von 2014 kauften chinesi-
sche Staatsunternehmen sanktionier-
te Wirtschaftsgüter in der russischen 
Arktis auf und investierten in russische 
Energieprojekte. Dadurch bekam die 
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chinesische Präsenz in der Arktis eine 
solide materielle Basis. 2018 veröffent-
lichte das chinesische Außenministeri-
um ein „Arktisches Weißbuch“, in dem 
China sich als „arktisnahen Staat” de-
finierte und weitreichende Interessen 
in der Region anmeldete. 

Die USA reagierten gereizt auf die 
arktischen Ambitionen Chinas. Wäh-
rend die amerikanische Arktispolitik 
sich unter Barack Obama noch vor-
nehmlich auf Klima- und Umwelt-
schutzfragen konzentriert hatte, voll-
zog sie unter Donald Trump eine radi-
kale Kehrtwende. Auf dem Minister-
gipfel des Arktischen Rates von 2019 
hielt US-Außenminister Mike Pompeo 
eine Wutrede auf die arktischen Aktivi-
täten Russlands und Chinas. Die Ame-
rikaner warfen Peking vor, die Arktis 
in ein „zweites Südchinesisches Meer“ 
verwandeln zu wollen. Der Gipfel en-
dete ohne gemeinsame Abschluss- 
erklärung. 

Militärische Problematiken, vor al-
lem zu den möglichen „Dual-Use-As-
pekten“ chinesischer Forschungstätig-
keiten, dominierten fortan den ameri-
kanischen Blick auf die Region. 2018 
hatte Trump zudem einen Handels-
krieg mit Peking vom Zaun gebrochen. 
Die bilateralen Beziehungen zwischen 
den Supermächten verschlechterten 
sich rasant. Die USA sahen in China 
zunehmend eine allumfassende Be-
drohung. Sie erhöhten ihren Druck auf 
die europäischen Arktisstaaten, die 
wirtschaftlichen Kooperationen mit 
chinesischen Firmen in der Arktis zu 
unterbinden – auch unter der Nachfol-
geregierung von Joe Biden. 

Die Lähmung des Arktischen Rates

Bereits vor Russlands Invasion der 
Ukraine zeichnete sich daher eine 
Verschlechterung der sicherheitspo-
litischen Gesamtlage in der Arktis ab. 
Nach der Annexion der Krim beleg-
ten USA und EU Unternehmen in der 
russischen Arktis mit Sanktionen. Die 

Zusammenarbeit im Arktischen Rat 
setzte sich fort, auch wenn die Bezie-
hungen zwischen Russland und den 
anderen Arktisstaaten sich deutlich 
verschlechtert hatten. Die westlichen 
Arktisstaaten zeigten sich allerdings 
zunehmend alarmiert über die rus-
sisch-chinesische Zusammenarbeit in  
der Region, die 2022 von Xi Jinping und 
Wladimir Putin zu einem Teil der „stra-
tegischen Partnerschaft ohne Gren- 
zen“ zwischen beiden Ländern erklärt 
wurde. 

Ihre Belastungsgrenze erreichte die 
arktische Regionalordnung im März 
2022. Nach dem russischen Einfall in 
der Ukraine beschlossen die westli-
chen Arktisstaaten, die Zusammenar-
beit mit Russland in der Region auszu-
setzen. Der Arktische Rat wurde zwar 
nicht aufgelöst, verfiel aber in einen 
dauerhaften Lähmungszustand. Ins-
besondere die nordischen Staaten un-
ter Federführung Norwegens bemü-
hen sich seither, ein Mindestmaß an 
regionaler Zusammenarbeit mit Russ-
land wiederherzustellen. Dies schei-
terte bisher aber vor allem daran, dass 
Moskau seine Bereitschaft zur arkti-
schen Zusammenarbeit als Faustpfand 
einsetzt, mit dem es eine Verringerung 
westlicher Sanktionen erzwingen will. 
2023 strich Russland sämtliche Erwäh-
nungen des Arktischen Rates aus sei-
nen Strategiedokumenten zur Arktis. 
Wladimir Putin verkündete zudem be-
reits 2022, er wolle in der arktischen 
Zusammenarbeit künftig „freundli-
chen Staaten“ Vorrang geben. China 
bringt sich inzwischen aus Furcht vor 
westlichen Sanktionen zwar etwas we-
niger stark in der russischen Arktis ein 
als nach der Annexion der Krim. Russ-
land konnte das weltweit steigende In-
teresse an der Arktis jedoch erfolgreich 
dazu nutzen, neue Partner wie Indien, 
die Türkei, die Vereinigten Arabischen 
Emirate oder Vietnam für arktische 
Projekte zu gewinnen. 

Die nordischen Staaten betrachten 
den Krieg gegen die Ukraine als his-
torischen Wendepunkt. Sowjetische 
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Militärplaner sahen für den Fall eines 
Konflikts mit dem Westen einen sofor-
tigen Truppeneinmarsch in Nordnor-
wegen vor. Oslo fühlt sich auch heu-
te akut durch Russland bedroht. Auch 
Finnland und Schweden wären im 
Kriegsfall schnell russischen Angrif-
fen ausgesetzt und traten kürzlich der 
Nato bei. Bereits seit 2014 bauen die 
Nato-Staaten ihre militärischen Fä-
higkeiten in der Arktis aus. Dieser Pro-
zess wurde durch Russlands Krieg wei-
ter beschleunigt. Die USA reaktivier-
ten die 2. Flotte der US Navy und die 
11. Luftlandedivision in Alaska und 
unterzeichneten bilaterale Militärab-
kommen mit den nordischen Staaten. 
Norwegen, Finnland, Schweden und 
Dänemark erhöhten massiv ihre Mi-
litärausgaben. 2024 hielt die Nato mit 
20 000 Soldaten eine groß angelegte 
Militärübung in Nordskandinavien ab, 
um für einen Ernstfall oberhalb des Po-
larkreises zu proben.

Die drohende Militarisierung  
der Arktis

Die Sicherheitslage in der Arktis ist 
heute angespannter als vor fünf Jah-
ren. Die regionale Ordnung ist ange-
schlagen, an ihre Stelle treten Aufrüs-
tungsdynamiken. Neben dem Konflikt 
mit Russland strahlt auch der Groß-
machtwettstreit zwischen China und 
den USA auf die Arktis aus. Es herrscht 
Unklarheit über die politische Zukunft 
der Region. All dies geschieht zu ei-
nem Zeitpunkt, an dem das Interesse 
an der Arktis weltweit steigt. 

Es ist daher richtig, dass die Bun-
desregierung auf diese veränderten 
Umstände reagiert. Als Nato-Mitglied 
steht Deutschland in der Pflicht, ei-
nen Beitrag zur Abschreckung Russ-
lands in Nordskandinavien zu leisten. 
Gleichzeitig gilt es jedoch, die nor-
dischen Staaten in ihrem Bestreben 
zu unterstützen, die Arbeit des Arkti-
schen Rates aufrechtzuerhalten. Wich-
tige Aspekte der Forschung zu Klima- 

wandel, Permafrost und Meereis-
schmelze sind beispielsweise ohne Da-
ten aus Russland kaum durchführbar. 

Zudem gilt es zu verhindern, dass 
die Militarisierung der Arktis zu einer  
selbsterfüllenden Prophezeiung wird. 
Experten sind sich größtenteils einig,  
dass das militärische Dispositiv Russ-
lands in der Arktis eher defensiver 
Natur ist. Maritime Grenzziehungen  
in der Region sind weitestgehend ge-
klärt. Ein von Russland ausgehender 
Konfliktfall in der Arktis kann im Lich-
te von Putins Entscheidung, die Uk-
raine anzugreifen, zwar nicht ausge-
schlossen werden, er bleibt aber ver-
gleichsweise unwahrscheinlich, da die 
Kriegsführung im unerbittlichen Klima 
des Nordpolarkreises schwierig und 
teuer ist. Zudem verfolgt Russland auch 
weiterhin hauptsächlich das Interesse, 
die Arktis wirtschaftlich zu nutzen. Ein 
Krieg in der Region würde diese Pläne 
zunichte machen. Bedrohungsszenari-
en sollten daher grundsätzlich mit Vor-
sicht bedacht werden.

Russland ist zur Umsetzung seiner 
wirtschaftlichen Ziele in der Arktis au-
ßerdem auf die Unterstützung williger 
Drittstaaten angewiesen. China, Indi-
en oder die Emirate interessieren sich 
aber nicht nur für arktische Ressour-
cen, sondern möchten auch Forschung 
zum Klimawandel betreiben und sich 
in die arktische Umweltdiplomatie ein-
bringen. Der Westen sollte in Erwä-
gung ziehen, wie die Zusammenarbeit 
mit Russland für diese Länder weni-
ger attraktiv gestaltet werden könnte. 
Neben der „Peitsche“ aus Sanktionen 
und Abschreckungspolitik sollte dabei 
das „Zuckerbrot“ wissenschaftlicher 
und wirtschaftlicher Alternativange-
bote zum Einsatz kommen. So könnte 
verhindert werden, dass Russland sei-
ne Arktisgebiete wirtschaftlich entwi-
ckeln kann, ohne dabei seine Nach-
barstaaten mit einzubinden. Russland 
könnte dadurch zurück an den Ver-
handlungstisch gezwungen werden. 
Für Mensch und Umwelt in der Arktis 
wäre das eine gute Nachricht.


